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Neuer Doppelhaushalt – Finanzielle Anreize fehlen !
Die zusätzlichen Stellen mit geeigneten Bewerberinnen und Bewerbern zu besetzen bleibt schwierig

Der Doppelhaushalt 2020/2021 be
schert dem Justizvollzug 88 zusätz
liche Stellen und insgesamt 19 Millio
nen Euro für die Instandhaltung und 
Sanierung der Haftanstalten. Bei ei
ner aktuellen, leicht reduzierten Be
legung und zusätzlichen finanziellen 
Mitteln für Resozialisierungsmaß
nahmen für Gefangene könnte die Bi
lanz auf den ersten Blick positiv sein.

Es dürfte allerdings eine hohe Kunst 
sein, die zusätzlichen Stellen mit geeig-
neten Bewerberinnen und Bewerbern 
zu besetzen, wenn der Justizvollzug 
sich nicht zusätzlich anstrengt. Denn 
auf dem angespannten Arbeitsmarkt 
erhält naturgemäß der Arbeitgeber 
den Zuschlag, der das attraktivste An-
gebot bereithält – und im öffentlichen 
Dienst der Hauptstadt ist das der Bund 
und weit abgeschlagen erst der Berliner 
Landesdienst.

In einen sich veränderten Markt vom 
Arbeits- zum Bewerbermarkt ist es 
umso unverständlicher, dass keinerlei 
Reaktion des Berliner Senats auf die 
bisherigen Aktivitäten der Bundesbe-
hörden erkennbar sind. So fehlt etwa 
eine wirksame Werbe- und Imagekam-
pagne für den Justizvollzug. Mit Witz 
und effizienter Ansprache! Und auch 
in den Sozialen Medien und auf Bewer-
bermessen! Vor allem aber: Ohne eine 
attraktive finanzielle Ausgestaltung al-
ler Berufsbilder im Strafvollzug, wird 
geeignetes neues Personal kaum zu fin-
den sein. Aktuell müssen gerade Kran-
kenpflege- und Werkdienst die leidvolle 
Erfahrung machen, wie schwer es ist, 
Stellen zu besetzen.

Der BSBD Berlin hat die finanziellen 
Verbesserungen in der Besoldung und 
bei den Zulagen und der Sonderzah-
lung im letzten Jahr sehr wohl positiv 
zur Kenntnis genommen. Allerdings 
bleibt die Diskussion über den bundes-
weiten Durchschnitt der Besoldung eine 
Pseudodiskussion, die bei der bundes-
weiten Besoldungssituation nur max. 
mittelfristig wirkt. Und da die Berliner 
Beamtinnen und Beamten in den letz-
ten über 15 Jahren oft genug unter der 
Ideologie der Politik leiden mussten, ist  
einfach ein großes Misstrauen vorhan-
den. Hier ist der gesamte Senat gefragt, 
verloren gegangenes Vertrauen dauer-
haft zurückzuholen. Wir werden uns 
jedenfalls als BSBD Berlin weiterhin 
über den dbb berlin für eine ehrliche 
Anpassung einsetzen. Möglichkeiten 
gibt es viele. Ein erfolgversprechender 

Anreiz wäre es nach Ansicht des BSBD 
Berlin, die Anwärterbezüge auf das Ni-
veau der Besoldungsgruppe A 5 anzu-
heben. Auch die Ruhegehaltsfähigkeit 
der Vollzugszulage und eine „wahre“ 
Anpassung der Zulage für den Dienst zu 
ungünstigen Zeiten, wären zugkräftige 
Signale. 

Auch wartet der Justizvollzug drin-
gend auf Signale, wann endlich die 
Probezeit verkürzt wird, wenn die Lauf-
bahnprüfung mit der Note „2“ und bes-
ser abgeschlossen wird.

Vor allem aber fehlen berufliche Per-
spektiven. Paradebeispiel für die der-
zeitige Perspektivlosigkeit im Justiz-
vollzug ist der Verwaltungsdienst. Hier 
wurden in Zeiten des Einsparens um 
jeden Preis viele höherwertige Stellen 
gestrichen und niedrigere Bewertungen 
vorgenommen bzw. Stellen mit Inha-
bern einer geringeren Gehalts- oder Be-
soldungsgruppe besetzt.

Die Konsequenz: Jetzt fehlen im klas-
sischen Verwaltungsdienst Beschäftigte 
im mittleren Dienst. Im gehobenen 
Dienst steht der Vollzug sogar fast vor 
einem Kollaps. Hier rächt sich, dass das 
Land Berlin die Verwaltungslaufbahn 
des ehemals mittleren und gehobenen 
Dienstes eingestampft hat. Besonders 
im tariflich bewerteten Verwaltungs-
dienst herrscht absolute „Ideenlosig-
keit“. Die meist weiblichen Beschäf-
tigten können bis zum Ruhestand nur 
von beruflichem Fortkommen träumen.

Weil der bislang jährliche „Schmöck-
witzprozess“ im Jahr 2019 leider aus-
gefallen ist, wurde ein ganzes Jahr ver-
schenkt, um diesem Missstand wirksam 
entgegenzusteuern. Themen, wie An-
passungen im Tarifrecht und im Lauf-

bahngesetz sowie Anreizsysteme hätten 
besprochen und in Angriff genommen 
werden können. Aber auch im Werk-
dienst und Krankenpflegedienst sind 
qualifizierte Bewerbungen Mangelwa-
re. Der BSBD wird sich auch hier für 
verbesserte Bewertungen der Aufgaben 
und Tätigkeiten einsetzten.

Gewalt (k)ein Thema !?
Das abgelaufene Jahr hat aber auch ei-
nen Vorgeschmack darauf vermittelt, 
vor welch veränderten Herausforde-
rungen der Strafvollzug steht. IS-Rück-
kehrer und islamistische Gefährder, 
immer mehr Straftäter nichtdeutscher 
Herkunft und nicht zuletzt die erheb-
liche Zunahme psychisch auffälliger 
und drogenabhängiger Gefangener 
wird uns konzeptionell und im Beruf-
salltag in hohem Maße fordern.

Weil Menschen unterschiedlicher 
kul tureller Prägung im Justizvollzug 
gezwungenermaßen miteinander um-
gehen müssen, sind Konflikte vorpro-
grammiert. Viele An- und Übergriffe 
auf Bedienstete und ihren privaten Le-
bensraum zeigen, dass der Justizvoll-
zug in der Diskussion um die öffent-
liche Sicherheit einen wichtigen Platz 
einnehmen muss.

Es gehört aber auch zur Wahrheit, 
dass es immer mehr Inhaftierte gibt, 
bei denen der Resozialisierungsgedan-
ke nur ein Gedanke bleibt! Der BSBD 
Berlin fordert in diesem Zusammen-
hang insbesondere Rücken deckung des 
Dienstherren für Bedienstete, die von 
Gefangenen mit körperlicher Gewalt 
oder verbalen Herabsetzungen und Be-
leidigungen bedroht werden. 

Die Sachbeschädigungen an Fahrzeu-
gen der Kolleginnen und Kollegen der 
JVA Heidering Ende des letzten Jahres 
zeigen, dass die Bedrohung immer la-
tent vorhanden ist. Hier ist dringend der 
Schutz des Parklatzes durch zusätzliche 
Sicherungsmaßnahmen notwendig.

Der BSBD Berlin hat sich hier be-
reits im letzten Jahr dafür eingesetzt, 
dass die personenbezogenen Daten der 
Beschäftigten umfangreich geschützt 
werden. 

Der dbb berlin hat hier über Bundes-
tagsabgeordnete der CDU die Ände-
rung des Meldegesetzes vorgeschlagen.

In diesen Fällen sind Konsequenzen 
längst überfällig, damit die Beschäf-
tigten ihren gesetzlichen Auftrag angst-
frei und abgesichert erfüllen können.

Thomas Goiny,  
Landesvorsitzender  ■

Thomas Goiny, Landesvorsitzender BSBD Berlin.
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Laufbahnverord-
nung wird geändert
Als ein Schritt in die richtige Richtung 
hat der BSBD Berlin die Änderung der 
Laufbahnverordnung im Justizvollzug 
bewertet. Noch kurz vor Jahresende, 
am 17.12.2019, hat das Parlament das 
Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher 
und haushaltsrechtlicher Vorschriften 
beschlossen.
Laufbahnrechtliche Regelungen  
für den Vollzugsdienst in Justiz
vollzugsanstalten:
1.  Abweichend von den laufbahnrecht-

lichen Bestimmungen können Beam-
tinnen und Beamte des allgemeinen 
Vollzugsdienstes an Justizvollzugs-
anstalten einschließlich der Beam-
tinnen und Beamten des Werkdiens-
tes und des Krankenpflegedienstes an 
Justizvollzugsanstalten nach Maßga-
be der im jeweiligen Haushaltsplan 
(Stellenplan – Kapitel 06 61 – 06 72 
– Titel 422 01) ausgewiesenen Plan-
stellen des allgemeinen Justizvoll-
zugsdienstes Ämter der Besoldungs-
gruppe A 10 mit Zustimmung des 
Landespersonalausschusses verlie-
hen werden, sofern sie

a.  sich mindestens ein Jahr in einem 
Amt, das mindestens zu der Besol-
dungsgruppe A 9 S gehört, befinden,

b.  eine laufbahnrechtliche Dienstzeit 
von mindestens sechs Jahren zurück-
gelegt haben und

c.  einen mindestens halbjährigen be-
rufsbegleitenden Lehrgang erfolg-
reich abgeschlossen haben.

2.  Den nach diesem Gesetz ernann-
ten Beamtinnen und Beamten kann 
künftig höchstens ein Amt der Be-
soldungsgruppe A 11 (Justizvollzug-
samtfrau/Justizvollzugsamtmann) 
verliehen werden.“

Allerdings hatte der dbb berlin in sei-
ner Stellungnahme zum Gesetzesent-
wurf bereits die Möglichkeit für die 
Besoldungsgruppe nach A 8 als sinn-
voll und notwendig vorgeschlagen. In 
der ablehnenden Begründung heißt 
es: … Da die Verleihung eines höher-
wertigen Amtes nur für einzelne he-
rausgehobene Dienstposten des AVD 
vorgesehen ist und solche Dienstpo-
sten mit herausgehobenen Funk tionen 
nur mit der BesGr.A 9 S zur Verfügung 
stehen... Auch die Anerkennung von 
Beschäftigungsverhältnissen als Tarif-
beschäftigter auf die laufbahnrecht-
lichen Dienstzeiten konnte und wollte 
man nicht folgen. Der BSBD Berlin und 
der dbb berlin wird sich weiter dafür 
einsetzen, dass der Justizvollzug mehr 
berufliche Perspektiven erhält.  ■

Attraktivitätssteigerung für den  
öffentlichen Dienst in Berlin
BSBD unterstützt Forderung des dbb berlin

Der Landesvorstand des dbb beam
tenbund und tarifunion berlin (dbb 
berlin) hat in seiner Sitzung am 21. 
Januar 2020 Forderungen zur At-
traktivitätssteigerung für den öffent-
lichen Dienst in Berlin ausführlich 
beraten und beschlossen: Der dbb 
beamtenbund und tarifunion ber
lin (dbb berlin) fordert:
•  die dauerhafte Zahlung einer 

Attraktivitätszulage von minde
stens 150 Euro monatlich 

sowie darüber hinaus 
•  ein Mobilitätsticket in Form 

eines ÖPNVTickets (ABC) für alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Landes Berlin (Beamtinnen 
und Beamte sowie Tarifbeschäf-
tigte).

Ferner erwartet der dbb berlin, dass 
die zukünftigen Tarifergebnisse (Ta-
rifgemeinschaft deutscher Länder 
– TdL) weiterhin zeit- und volumen-
inhaltsgleich auf die Beamtinnen und 
Beamten mit einem entsprechenden 
Aufschlag übertragen werden, bis 
eine Angleichung an die Besoldung 
der Bundesbeamtinnen und Beamten 
erreicht ist. 

Insbesondere dem Bund als „der 
attraktive Konkurrent“ in dieser Regi-
on muss daher u. a. durch finanzielle 
Maßnahmen finanziell entgegenge-
wirkt werden.

Unsere o. g. Maßnahmen wären 
ein erster Schritt, die Attraktivität für 

eine Beschäftigung beim Land Ber-
lin dauerhaft zu steigern, um neue 
hochqualifizierte Beschäftigte zu ge-
winnen und vorhandene erfahrene, 
motivierte und daher nicht zu erset-
zende Kolleginnen und Kollegen an 
das Land Berlin zu binden. 

Dadurch könnte eine Abwanderung 
zu dem bisher erheblich attraktiveren 
Dienstherr Bund zumindest finanziell 
begegnet werden.

Insofern fordert der dbb berlin die 
Mitglieder des Abgeordnetenhauses 
auf, nachdrücklich für die o. g. For-
derungen des dbb berlin im Sinne 
der Attraktivitätsförderung für die 
Beschäftigten und einer klimafreund-
licheren Hauptstadt durch die Ge-
währung eines Mobilitätstickets zu 
unterstützen.

Der dbb berlin begrüßt den Vor-
stoß des Senats, Anreize für eine Be-
schäftigung im öffentlichen Dienst 
des Landes Berlin zu schaffen.

Die Vorschläge die in der Vorlage 
(PV PP 0130 B) vom 05. November 
2019 an den Unter aus schuss Personal 
und Verwaltung so wie Produkthaus-
halt und Personal wirtschaft des 
Haupt ausschusses enthalten sind, ge-
hen in die richtige Richtung.

Allerdings reichen diese Vorschläge 
bei weitem nicht aus, dauerhaft die 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst 
des Landes Berlin attraktiv zu gestal-
ten.  ■
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JVA Heidering unbestritten personell unterbesetzt
Regierungsfraktionen konnten sich nicht auf eine zusätzliche Verstärkung verständigen

Mit einem persönlichen Schreiben 
an die haushaltspolitischen Sprecher 
der Fraktionen im Abgeordneten
haus hat sich der Landesvorsitzende 
des BSBD Thomas Goiny noch ein
mal im Rahmen der Haushaltsbera
tung an das Parlament gewandt und 
eine dauerhafte Verbesserung der 
Stellensituation in der JVA Heidering 
gefordert.

Konkret sollten jeweils fünf Planstellen 
pro Jahr zum bisherigen Bestand hin-
zukommen. Nur so könne aus Sicht des 
BSBD und der örtlichen Personalver-
tretung eine langfristige Verbesserung 
erreicht werden. Die Argumente liegen 
klar auf der Hand. Die Dauerbelastung 
der Beschäftigten könne reduziert, ein 
Abwandern in andere Behörden verhin-
dert, und dem zu hohen Krankenstand 
entgegen gewirkt werden. Leider konn-
ten sich die Regierungsfraktionen auch 
in den letzten Tagen der Haushaltsbera-
tungen nicht auf eine zusätzliche Ver-
stärkung verständigen. 

Der BSBD bedauert, dass sich objek-
tive und eindeutige Fakten nicht durch-
setzen konnten, und die Beschäftigten 
weiterhin im Notplan ihre Aufgaben 
wahrnehmen müssen.

Rückblick:
Trotz aller intensiven Bemühungen in-
nerhalb der Anstalt, konnten die per-
sonellen Lücken im letzten Jahr nicht 
geschlossen werden. Erhebliche Si-
cherheitsprobleme brachten die Voll-
zugsanstalt auch in der Öffentlichkeit 
ins Gespräch. Einschränkungen im Ta-
gesgeschäft waren die Folge. Trotzdem 
war eine mittelfristige Abhilfe nicht zu 
erreichen.

Am 21. Juni 2019 hatte der örtliche 
Personalrat mit einem „Brandbrief“ an 
den Justizsenator und an die zustän-
dige Fachabteilung auf die personellen 
und dadurch organisatorischen Miss-
stände aufmerksam gemacht.

Der Justizsenator hat nach einem 
Besuch in der JVA Heidering sofortige 
Hilfe zugesagt, die in Form von 15 zu-
sätzlichen Köpfen ab dem 1. Septem-
ber 2019 die Beschäftigten vor Ort 
unterstützen sollen. Diese zusätzlichen 
Beschäftigten werden zum Teil aus Pro-
bebeamten/innen aus den Lehrgängen, 
als auch durch Beschäftigte aus ande-
ren Anstalten, die sich freiwillig gemel-
det haben, gewonnen.

Diese Unterstützung soll bis Ende 
2021 zeitlich begrenzt sein. Danach 

hofft die Senatsverwaltung für Justiz, 
aufgrund der aktuellen Einstellungs-
zahlen die Probleme gelöst zu haben. 

Zwischenzeitlich ist die Verstärkung 
aus den anderen Anstalten angekom-
men und unterstützt tatkräftig die An-
stalt. Allerdings sind die Abordnungen 
zeitlich begrenzt. Das liegt u. a. an der 

personellen Situation der abgebenden 
Anstalten, die die Abordnungen teilwei-
se begrenzt haben.

So hat der BSBD Berlin die Maßnah-
me unterstützt und hofft, dass die So-
lidarität in der „Justizvollzugsfamilie“ 
nicht umsonst war. Allerdings hat sich 
das neu geschaffene Personalinstru-
ment der Personalbörse bisher über-
haupt nicht ausgewirkt.

Es ist also zu befürchten, dass auch 
Ende 2021, trotz weiterhin hoher Aus-
bildungszahlen, eine erhebliche perso-
nelle Unterdeckung bestehen bleibt.

Der BSBD Berlin bedankt sich aus-
drücklich bei allen Beschäftigten, die 
die JVA Heidering bisher unterstützt 
haben und zurzeit unterstützen. Nur 
mit vereinten Kräften kann die Perso-
nalsituation gelöst werden. Der BSBD 
Berlin warnt aber vor den bevorstehen-
den Personalabgängen in den nächsten 
Jahren. Mit dem Jahr 2021 werden die 
Personalprobleme nicht aufhören. Auch 
das ist unter Fachleuten unbestritten. 
Zu hoffen bleibt, dass mit der Aufstel-
lung des Doppelhaushalts 2022/2023 
eine entsprechende personelle Verstär-
kung erreicht werden kann. 

Der Justizvollzug hat mehr Probleme 
als offiziell nach außen dargestellt 
wird. Dazu gehört auch die stiefmüt-
terliche Behandlung der JVA Heidering. 
Die Vollzugseinrichtung ist ein wich-
tiger Bestandteil des Justizvollzuges 
und darf aufgrund seiner räumlichen 
Entfernung nicht weiter benachteiligt 
werden. Strategisch müsste der Stand-
ort auf dem Gelände der JVA Heidering 
als eine größere Vollzugseinrichtung 
ausgebaut werden, um auch die üb-
rigen Anstalten zu entlasten.  ■

Sie möchten die Änderung ihrer persönlichen Daten mitteilen? Kein Problem! 
Unter der E-Mail Anschrift, mail@bsbdberlin.de können Sie den Änderungsvor-
druck jederzeit anfordern. Alles Weitere veranlassen wir für Sie.  ■
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50 Jahre Sotha in der Justizvolzugsanstalt Tegel
BSBD Berlin gratuliert und dankt den Kolleginnen und Kollegen für die Organisation der Festlichkeiten

Im Rahmen eines Festaktes hat die 
Sozialtherapeutische Anstalt in der 
JVA Tegel sein 50jähriges Bestehen 
gefeiert. Am 19. Januar 1970 wurde 
die Einrichtung als provisorischer 
Standort in Betrieb genommen. 

Im Beisein des Justizsenators Dr. Dirk 
Behrendt, der Justizstaatsekretärin 
Dr. Brückner, des Anstaltsleiters Rie
mer und vielen ehemaligen und aktiven 
Beschäftigten wurde im Rahmen der 
Veranstaltung die Einrichtung gewür-
digt. Die Gründung der Sotha lag auch 
in einem Zeitraum, in dem sich die Ge-
sellschaft, die Gesetze und die Recht-
sprechung deutlich wandelten.

Aus Zuchthäusern wurden Haftan-
stalten mit hoher, sozialer Kompetenz, 
in dem die Beschäftigten mit viel Fin-
gerspitzengefühl und Lebenserfahrung 
jeden Tag ihren „Job“ machen. 

Der Teilanstaltsleiter Herr Zierep 
und die fachliche Leiterin Frau Paus 
wiesen in ihren Reden auf die Beson-
derheit der Einrichtung auch innerhalb 
des Justizvollzuges hin. In ihren Beiträ-
gen schilderten sie die damalige Eröff-
nung in der Teilanstalt IV, die als Haus 
für Vollzugsstörer errichten worden ist. 
Mit zurzeit fast 160 Haftplätzen hat sich 
seit dem viel verändert. Die vielen psy-
chisch auffälligen Gefangenen, für die 
die Einrichtung damals gebaut worden 
ist, hat aber bis heute Bestand. Durch 
Rechtsprechung, neue wissenschaft-

liche Erkenntnisse und den Wandel der 
Gesellschaft, hat sich auch die Sotha in 
50 Jahren verändert. Mit hohem fach-
lichen Sachverstand wird heutzutage 
versucht, mit den Gefangenen einen 
anderen Tagesablauf zu gestalten und 
die Vorbereitung auf ein Leben nach der 
Haft zu gestalten. Für diesen teilweise 
hohen zeitlichen Aufwand, ist hier allen 
Berufsgruppen in der Sotha für ihren 
Einsatz zu danken!

Im Anschluss konnten bei musika-
lischer Untermalung, einem kleinen 
Büfett und Getränken sowie dem geist-
lichen Segen von Pater Vincet, die An-
wesenden sich über das, was war, das 

was ist und das, was werden könnte 
austauschen.

Der BSBD Berlin bedankt sich vor 
allem bei den Kolleginnen und Kolle-
gen/innen, die für die Organisation ge-
sorgt haben und für die Durchführung 
auch zusätzliche Arbeit geleistet haben.

Ach ja: Wer Geburtstag hat, darf sich 
eigentlich etwas wünschen. So ist der 
Wunsch der Teil- und Anstaltsleitung 
aber auch vieler Beschäftigten ein mo-
dernes, dem heutigen, Standard ent-
sprechendes Gebäude, um die quali-
tativ hochwertige Arbeit fortsetzen zu 
können. Ob der Justizsenator im Wahl-
jahr wenigsten Wünsche erfüllt ?  ■

Rechtsschutz für BSBD Mitglieder:

„Weil jeder Mensch mal Hilfe benötigt“
In der heutigen Zeit wird es im öffent
lichen Dienst immer wichtiger, sich 
und seine Angehörigen rechtlich ab
zusichern. Denn, es ist egal, wie sehr 
man sich vorsieht, es kann immer et
was passieren. Das trifft besonders 
auch auf Bereiche wie den Justizvoll
zug zu. Eine Unachtsamkeit, Stress 
und Arbeitsdruck kann zu Fehlern 
führen, mit unbeabsichtigten Folgen.

Und manchmal hat man alles richtig 
gemacht und trotzdem muss man sich 
rechtfertigen, sich gegen Disziplinar-
verfahren wehren oder sogar vor Ge-
richt aussagen. 

„Auch bei persönlichen Problemen im 
Berufsalltag steht Dir der Rechtsschutz 
als BSBD-Mitglied über den dbb zur 
Seite. Als Mitglied bist Du auch für Dein 
gewerkschaftliches Ehrenamt und auch 
als Personalratsmitglied geschützt. Das 

gilt natürlich auch für Frauenvertre-
tungen und Vertrauenspersonen für 
Schwerbehinderte und die Jugend- und 
Auszubildendenvertretung.

Der Rechtsschutz kann generell nur 
über den BSBD beantragt werden. Be-
vor Du einen Anwalt aufsuchst, nimm 
mit uns Kontakt auf. Wir beraten und 
prüfen!“

Beratungsrechtsschutz bedeutet, dass 
das zuständige dbb Dienstleistungs
zentrum mündliche oder schriftliche 
Auskünfte oder rechtliche Kurzein-
schätzungen abgibt. 

Im Verfahrensrechtsschutz bedeutet 
dies die Vertretung in einem außerge-
richtlichen oder gerichtlichen Verfah-
ren durch das zuständige dbb Dienst
leistungszentrum. 

Der gewerkschaftliche Rechtsschutz 
umfasst damit sämtliche dienst- und 
arbeitsrechtlichen Fragen. Er umfasst 

auch Rechtsprobleme des Sozialrechts, 
soweit diese unmittelbare Auswir-
kungen auf das Arbeits- oder Dienst-
recht haben, wie z. B. Fragen um die 
Feststellung des Grades der Behinde-
rung oder Fragen im Zusammenhang 
mit Unfällen auf dem unmittelbaren 
Weg von oder zur Arbeitsstätte und 
Ähnliches mehr. 

In Straf-, Disziplinar- und Ordnungs-
widrigkeitsverfahren kann die Rechts-
schutz gewährende Stelle im Ausnah-
mefall Rechtsschutz gewähren. Eine 
Rechtsschutzdurchführung über die 
dbb Dienstleistungszentren erfolgt 
hinsichtlich der straf- und ordnungs-
widrigkeitsrechtlichen Sachverhalte nur 
insoweit, als ein unmittelbarer Berufs- 
und Tätigkeitsbezug gegeben ist.

Es lohnt sich also, Mitglied zu  
werden! Wir schützen Euch. 
Nähe ist unsere Stärke !!! ■


	U1_1_20_Internet
	U2_1_20_Internet
	27-30_Berlin_1_20_Internet

